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In den kommenden Tagen wird mein nationales Sicherheitsteam den Kongress im Detail über 
unsere neue Strategie in Kenntnis setzen. Wenn Mitglieder umsetzbare Verbesserungsvor-
schläge machen, werden wir diese übernehmen. Wenn sich die Umstände ändern, werden 
wir uns anpassen. Ehrbare Menschen haben unterschiedliche Ansichten, und sie werden ih-
re Kritik äußern. Es ist nur fair, unsere Ansichten genau zu prüfen. Alle Beteiligten tragen die 
Verantwortung zu erklären, weshalb der Weg, den sie vorschlagen, erfolgversprechender 
sein soll. Auf den guten Ratschlag von Senator Joe Lieberman und anderer wichtiger Mit-
glieder des Kongresses hin werden wir eine neue überparteiliche Arbeitsgruppe bilden, die 
uns helfen wird, Parteigrenzen zu überwinden, um den Krieg gegen den Terror zu gewinnen. 
Diese Gruppe wird sich regelmäßig mit mir und meiner Regierung treffen. Sie wird dazu 
beitragen, unsere Beziehung zum Kongress zu stärken. Wir können damit beginnen zusam-
menzuarbeiten, um die Größe der aktiven Armee- und Marinekorps zu erhöhen, damit die 
Vereinigten Staaten über die Streitkräfte verfügen, die sie im 21. Jahrhundert benötigen. Wir 
müssen auch Wege untersuchen, wie wir talentierte amerikanische Zivilisten zur Stationie-
rung im Ausland bewegen können, wo sie einen Beitrag zum Aufbau demokratischer Insti-
tutionen in Gemeinden und Nationen leisten können, die sich vom Krieg und der Tyrannei 
erholen.

In diesen gefährlichen Zeiten sind die Vereinigten Staaten mit außerordentlichen und 
selbstlosen Frauen und Männern gesegnet, die bereit sind, vorzutreten und uns zu ver-
teidigen. Diese jungen Amerikaner verstehen, dass unsere Ziele im Irak sehr wichtig und 
notwendig sind und dass die Verbreitung der Freiheit die entscheidende Herausforderung 
unserer Zeit ist. Sie dienen weit entfernt von ihren Familien, die die stillen Opfer einsamer 
Feiertage und leerer Stühle am Esstisch bringen. Sie sahen, wie ihre Kameraden ihr Leben 
für die Freiheit gaben. Wir trauern um den Verlust eines jeden gefallenen Amerikaners, und 
wir schulden ihnen den Aufbau einer Zukunft, die ihres Opfers würdig ist.

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger: Das vor uns liegende Jahr wird mehr Geduld, Opfer 
und Entschlossenheit erfordern. Es kann verlockend sein zu denken, dass die Vereinigten 
Staaten die Lasten der Freiheit einfach beiseite schieben können. Dennoch enthüllen erst 
Zeiten der Prüfung den Charakter einer Nation. Im Verlauf ihrer Geschichte haben die Ame-
rikaner den Pessimisten stets getrotzt, und ihr Glaube an die Freiheit wurde belohnt. Nun be-
finden sich die Vereinigten Staaten in einem Kampf, der den Kurs für ein neues Jahrhundert 
bestimmen wird. Wir können und wir werden obsiegen.

Wir gehen mit der Zuversicht voran, dass der Schöpfer der Freiheit uns durch diese schwie-
rigen Stunden leiten wird. Danke und guten Abend.

Berliner Erklärung „Schalom 5767“
Petition von Jüdinnen und Juden aus Deutschland für eine friedliche Lösung des 
israelisch-palästinensischen Konfliktes (Wortlaut)

Der Libanonkrieg des vergangenen Jahres löste auch eine Debatte über das besondere deutsche Verhältnis 
zu Israel aus. Auch innerhalb des Zentralrates der Juden in Deutschland kam es zu Diskussionen, nachdem 
dessen Präsidium zur Solidarität mit Israel und dessen militärischem Vorgehen aufgerufen hatte. Mit dem Lü-
becker Professor für Neurophysiologie Rolf Verleger, dem Landesvorsitzenden der jüdischen Gemeinschaft in 
Schleswig-Holstein, kritisierte auch ein Mitglied des Direktoriums die Haltung des Zentralrats. In einem Brief 
an die Präsidentin des Zentralrats, Charlotte Knobloch, warf Verleger dem Präsidium vor, in seinen öffentlichen 
Stellungnahmen die dunkle Seite der israelischen Politik im Libanon und gegenüber den Palästinensern zu 
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verschweigen. Der jüdische Staat diskriminiere und bestrafe andere Menschen kollektiv, praktiziere Tötungen 
ohne Gerichtsverfahren und lasse ganze Stadtviertel in Schutt und Asche legen. Er wurde daraufhin von seiner 
Lübecker Gemeinde als Vorsitzender der jüdischen Gemeinschaft in Schleswig-Holstein abberufen.
Am 15. November 2006 veröffentlichte die „Frankfurter Rundschau“ auf ihrer Dokumentationsseite das „Ma-
nifest der 25“, eine ausführliche Stellungnahme renommierter deutscher und österreichischer Friedensforscher 
und Nahostexperten zu den „besonderen Beziehungen“ zwischen Deutschland und Israel (www.fr-online.de/
doku/?em_cnt=1009679). Darin fordern sie eine Haltung der Freundschaft gegenüber Israel, die aber stets 
auch Kritik erfordere.
Bereits Ende September 2006, zu Beginn des neuen jüdischen Jahres 5767, hatten sich auf Initiative von Rolf 
Verleger „jüdische Menschen aus Deutschland“, so die Presseerklärung, in Berlin getroffen, um eine „Berliner 
Erklärung“ zu verfassen. Ihr Ziel ist es, die deutsche Bundesregierung zu einer Politik zu bewegen, die eine 
friedliche und gerechte Lösung für die beiden verfeindeten Länder, Israel und Palästina, anstrebt – „damit das 
Jahr 5767 ein Jahr des Friedens wird“. Erstunterzeichner dieser Erklärung sind 60 jüdische Bürgerinnen und 
Bürger, darunter der Ehrenvorsitzender des Internationalen Auschwitz-Komitees, Kurt Goldstein, die Historike-
rin Hanna Behrend, der Philosoph Ernst Tugendhat sowie der Soziologe Michal Bodemann. Wir dokumentieren 
im Folgenden die Erklärung im Wortlaut. – D. Red.

Seit Jahrzehnten leben das israelische und das palästinensische Volk als Nachbarn. Es gäbe 
viele Möglichkeiten zur Zusammenarbeit und zur gemeinsamen Entwicklung. Stattdessen 
wird ihr Leben vergiftet durch Krieg und Gewalt, durch Bedrohung und Terror, durch gegen-
seitigen Hass, Verachtung und Respektlosigkeit.

Das Grundübel ist die seit 1967 andauernde israelische Besetzung palästinensischen Ge-
biets. Die Besetzung bedeutet Entwürdigung und Entrechtung der Palästinenser. Sie lähmt 
ihr wirtschaftliches, politisches und soziales Leben. Darüber hinaus verhindert dieses täglich 
neu erlebte Unrecht einen friedlichen Ausgleich des alten Unrechts, das den Palästinensern 
mit der Vertreibung von 1948 angetan wurde. All dies treibt die Spirale der Gewalt an. Es ist 
an der Zeit, diese Spirale zu durchbrechen und einer dauerhaften Friedenslösung den Weg 
zu bereiten, die

– dem palästinensischen Volk ein selbstbestimmtes Leben in Würde ermöglicht,
– beiden Nationen die Existenz in international anerkannten Grenzen sichert,
– die gesamte Region befriedet und dadurch die ganze Erde friedlicher und sicherer wer-

den lässt.
In beiden Gesellschaften, der israelischen wie der palästinensischen, gibt es seit langem 

Stimmen für Verständigung; die „Genfer Vereinbarung“ ist dafür wegweisend. Diese Stim-
men brauchen Unterstützung.

Nur wenig Unterstützung kommt jedoch aus Deutschland. Das hat seinen Grund: Vor 61 
Jahren endete mit der Niederlage Nazi-Deutschlands der unter Führung von Deutschen be-
gangene Massenmord an den Juden Europas. Scham und Trauer über dieses Verbrechen 
lässt viele Menschen zur Politik des jüdischen Staats Israel schweigen. Aber dieses Schwei-
gen ermöglicht neues Unrecht.

Um in diese erstarrte Situation Bewegung zu bringen, haben wir, Jüdinnen und Juden aus 
Deutschland, als Erstunterzeichnende diese Erklärung auf den Weg gebracht. Denn wir seh-
en mit Entsetzen, wie der mit so großen Hoffnungen gegründete Staat Israel in einer Sack-
gasse der Gewalt feststeckt. Wir fordern die deutsche Regierung auf, mit der Europäischen 
Union

– die israelische Besatzungspolitik nicht länger zu tolerieren,
– kurzfristig den Boykott der Palästinensischen Autonomiebehörde zu beenden,
– endlich die Verwirklichung eines lebensfähigen palästinensischen Staates ernsthaft an-

zustreben, in Gaza und dem gesamten 1967 besetzten Westjordanland einschließlich Ost-
Jerusalems, mit voller Souveränität und freiem Verkehr.



252     Dokumente zum Zeitgeschehen

Blätter für deutsche und internationale Politik 2/2007

Damit wird eine Sicherheitsregelung für die Staaten der Region zu verbinden sein, besonders 
für das sich bedroht fühlende Israel, ebenso wie für seine Nachbarstaaten. Fragen des Rück-
kehrrechts der von Israel 1948 vertriebenen Palästinenser können einvernehmlich gelöst 
werden, wenn Israel als Zeichen der Versöhnungsbereitschaft die Vertreibung als Unrecht 
benennt. Der Status Jerusalems als Doppelhauptstadt wird zu klären sein. Ein Vorschlag der 
Arabischen Liga zur Einigung mit Israel liegt vor. Der Frieden wäre greifbar nahe.

„Was Dir verhasst ist, tu Deinem Nächsten nicht an.“ So fasste vor zweitausend Jahren 
Rabbi Hillel das Wesen des Judentums zusammen. Das sollte auch heute der Leitfaden 
menschlichen Handelns sein – auch in der Politik.

Bitte unterstützen Sie mit Ihrer Unterschrift diese Erklärung, oder tragen Sie sich ein auf 
www.schalom5767.de.

Jüdische Erstunterzeichnende: Vera Ansbach (Berlin), Ursula Ansbach (Berlin), John 
Attfield (Geschäftsführer, Buchholz), Dr. Hanna Behrend (Historikerin, Berlin), Dr. Friedel 
Beier (Rechtsanwältin, Berlin), Edna Bejarano (Sängerin, Hamburg), Esther Bejarano (Sän-
gerin, Hamburg), Joram Bejarano (Musiker, Hamburg), Susan Berger (Berlin), Jutta Bergt 
(Rentnerin, Weil am Rhein), Judith Bernstein (München), Stacey Blatt (Duisburg), Sharon 
Blumenthal (Juristin, Köln), Prof. Dr. Y. Michal Bodemann (Soziologe, Berlin/Toronto), Iris 
Borchardt-Hefets (Biologin, Berlin), Marion Brasch (Journalistin, Berlin), Prof. Dr. Almut Sh. 
Bruckstein (Philosophin, Berlin), Tsafrir Cohen (Journalist, Berlin), Gerty Colden (Rentnerin, 
Berlin), Martin Colden (Maler, Berlin), Hilary Coleman (Ärztin und Übersetzerin, Düsseldorf), 
Ruth Czichon (Berlin), Marianne Degginger (Berlin), Prof. Dr. Wolfgang Edelstein (Bildungs-
forscher, Berlin), Ursula Epstein (Musikpädagogin, Aachen), Erica Fischer (Schriftstellerin, 
Berlin), Alfred Fleischhacker (Journalist, Berlin), Dr. Michael Fleischhacker (Biologe, Berlin), 
Bettina Fraenkel (Behindertenpädagogin, Berlin), Ruben Frankenstein (Lehrbeauftragter 
und Publizist, Freiburg), Ruth Fruchtman (Autorin, Berlin), Kurt Goldstein (Ehrenvorsitzen-
der Internationales Auschwitz-Komitee, Berlin), Werner Goldstein (Journalist, Berlin), Harri 
Grünberg (Politologe, Berlin), Kurt Gutmann (Berlin), Hella Händler (Berlin), Werner Händler 
(Berlin), Doreet Harten (Kuratorin, Berlin), Michal Kaiser-Livneh (Psychotherapeutin, Berlin), 
Schira Kaiser (Studentin, Berlin), Dr. Inge Lammel (Autorin, Berlin), Dr. Kate Leiterer (Biolo-
gin, Berlin), Angelika Levi (Regisseurin, Berlin), Gabriel Lévy (Psychologe, München), Dr. 
Oswald LeWinter (Autor, Seligenstadt), Dr. Erika Lifsches (Ärztin, Mühlheim/Ruhr), Dr. Edith 
Lutz (Lehrerin, Köln), Petra Mendelsohn (Bibliothekarin, Berlin), Abraham Melzer (Verleger, 
Neu-Isenburg), Michael Moos (Rechtsanwalt, Freiburg), Gerhard Moss (St. Peter-Ording), 
Deborah Philips (freie Künstlerin, Berlin), Margalith Pozniak (Zahntechnikerin, Hamburg), 
Sara Reifenberg (Rentnerin, Berlin), Prof. Dr. Fanny-Michaela Reisin (Informatik, Berlin), 
Michael Riese (Lehrer, Alsfeld), Dr. Ruth Rosenberg (Tierärztin, München), Rafi Rothenberg 
(Kameramann, Köln), Ruth Rürup-Braun (Innenarchitektin, Karlsruhe), Dr. Sonja Sager (Ju-
ristin, Berlin), Shelly Steinberg (Studentin, München), Dr. Klaus Sternberg (Lehrender, Ber-
lin), Dr. Maria Striewe (Ärztin, Neuss), Richard Szklorz (Journalist, Berlin), Prof. Dr. Jochanan 
Trilse-Finkelstein (Germanist, Berlin), Prof. Dr. Ernst Tugendhat (Philosoph, Tübingen), Nora 
van der Walde (Lehrerin, Buchholz), Prof. Dr. Rolf Verleger (Psychologe, Lübeck), Mordechaj 
Wejnryb (Rentner, Berlin), Dr. Susan Winnett (Literaturwissenschaftlerin, Hamburg), Dr. An-
drea Zielinski (Anthropologin, Hamburg)


